
Verordnung des Bundesministers für soziale Verwaltung 
vom 10. Juli 1973 betreffend Richtlinien für die 

Gewährung der Notstandshilfe 
(Notstandshilfeverordnung) 
StF: BGBl. Nr. 352/1973 

 
Artikel I 

 
Ausmaß der Notstandshilfe 

§ 1 
 
(1) Das Ausmaß der Notstandshilfe beträgt: 
 
1. 95 vH des in Betracht kommenden Grundbetrages des Arbeitslosengeldes, 
wenn der tägliche Grundbetrag 1/30 des Richtsatzes gemäß § 293 Abs. 1 lit. 
a sublit. bb des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes nicht übersteigt; 
 
2. 92 vH des in Betracht kommenden Grundbetrages des Arbeitslosengeldes in 
den übrigen Fällen, wobei 95 vH des Richtsatzes nach Z 1 nicht unterschrit-
ten werden darf; zuzüglich gebühren Familienzuschläge gemäß § 20 AlVG. 
 
(2) Für die Ermittlung des täglichen Grundbetrages der Notstandshilfe bei 
der Begrenzung gemäß § 36 Abs. 6 AlVG ist der jeweils anzuwendende Monats-
betrag durch 30 zu teilen. 
 

Beurteilung der Notlage 
§ 2 

 
(1) Notlage liegt vor, wenn das Einkommen des (der) Arbeitslosen und das 
seines Ehepartners (Lebensgefährten bzw. seiner Lebensgefährtin) zur Be-
friedigung der notwendigen Lebensbedürfnisse des (der) Arbeitslosen nicht 
ausreicht. 
 
(2) Bei der Beurteilung der Notlage sind die gesamten wirtschaftlichen Ver-
hältnisse des (der) Arbeitslosen selbst sowie des mit dem Arbeitslosen (der 
Arbeitslosen) im gemeinsamen Haushalt lebenden Ehepartners (Lebensgefährten 
bzw. der Lebensgefährtin) zu berücksichtigen. Durch eine vorübergehende Ab-
wesenheit (Kur-, Krankenhausaufenthalt, Arbeitsverrichtung an einem anderen 
Ort uä.) wird der gemeinsame Haushalt nicht aufgelöst. Gleiches gilt, wenn 
der (die) Arbeitslose die Hausgemeinschaft mit dem Ehepartner (Lebensge-
fährte bzw. der Lebensgefährtin) nur deshalb aufgegeben hat oder ihr fern-
geblieben ist, um der Anrechnung des Einkommens zu entgehen. 
 

§ 4 
 
(1) Notlage ist nicht anzunehmen, wenn der Arbeitslose eine Leistung aus 
einem der Versicherungsfälle des Alters aus der Pensionsversicherung nach 
dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz, BGBl. Nr. 189/1955, dem Gewerb-
lichen Sozialversicherungsgesetz, BGBl. Nr. 560/1978, dem Bauern-
Sozialversicherungsgesetz, BGBl. Nr. 559/1978, bzw. dem Bundesgesetz über 
die Sozialversicherung freiberuflich selbständig Erwerbstätiger, BGBl. Nr. 
624/1978, oder einen Ruhegenuß aus einem Dienstverhältnis zu einer öffent-
lich-rechtlichen Körperschaft bezieht. Diesen Leistungen ist eine ausländi-
sche Alterspension bzw. Altersrente mindestens in der Höhe des Ausgleichs-
zulagenrichtsatzes (§ 293 Abs. 1 lit. a ASVG) gleichgestellt. 
 
(2) aufgehoben durch BGBl. Nr. 580/1990 
 
(3) aufgehoben durch BGBl. Nr. 625/1989 
 



Anrechnung von Einkommen 
 

A. Anrechnung des Einkommens des Arbeitslosen 
§ 5 

 
(1) Das Einkommen des Arbeitslosen, das er innerhalb eines Monats erzielt, 
ist nach Abzug der Steuern und sozialen Abgaben sowie des zur Erwerbung 
dieser Einkommen notwendigen Aufwandes auf die Notstandshilfe, die im Fol-
gemonat gebührt, unter Bedachtnahme auf die folgenden Bestimmungen anzu-
rechnen. Eine Anrechnung von Einkommen aus einer Beschäftigung, ausgenommen 
nach Abs. 2, sowie von Einkommen gemäß § 3 Abs. 1 Z 4 lit. a und Z 5 lit. a 
bis d EStG 1988 findet nicht statt. 
 
(2) Ein Einkommen, das den im § 5 Abs. 2 lit. c ASVG angeführten Betrag 
nicht übersteigt, ist auf die Notstandshilfe nicht anzurechnen. 
 
(3) Bei der Ermittlung des Einkommens aus Einkünften im Sinne des § 2 Abs. 
3 Z 1 bis 3 und 5 bis 7 EStG 1988 ist vom Gesamtbetrag der Einkünfte die 
darauf entfallende Einkommensteuer abzuziehen. 
 
(4) Sachbezüge sind mit dem entsprechenden Geldwert zu veranschlagen. 
 

B. Anrechnung des Einkommens des Ehepartners 
(Lebensgefährten bzw. der Lebensgefährtin) 

§ 6 
 
(1) Bei Heranziehung des Einkommens des Ehepartners (Lebensgefährten bzw. 
der Lebensgefährtin) des (der) Arbeitslosen für die Beurteilung der Notlage 
ist wie folgt vorzugehen: Von dem Einkommen ist ein Betrag freizulassen, 
der zur Bestreitung des notwendigen Lebensunterhaltes des Ehepartners (Le-
bensgefährten bzw. der Lebensgefährtin) und der allenfalls von ihm zu ver-
sorgenden Familienmitglieder bestimmt ist (Freigrenze). Der die Freigrenze 
übersteigende Teil des Einkommens ist auf die Notstandshilfe anzurechnen. 
 
(2) Die Freigrenze beträgt pro Monat 430 Euro für den das Einkommen bezie-
henden Ehepartner (Lebensgefährten bzw. die Lebensgefährtin) und die Hälfte 
dieses Betrages für jede Person, für deren Unterhalt der Ehepartner (Le-
bensgefährte bzw. die Lebensgefährtin) auf Grund einer rechtlichen oder 
sittlichen Pflicht tatsächlich wesentlich beiträgt. 
 
(3) Die Freigrenze beträgt das Doppelte des jeweils maßgeblichen Betrages 
gemäß Abs. 2, wenn der Arbeitslose nach dem 50. Lebensjahr einen Anspruch 
auf Arbeitslosengeld für die Dauer von 52 Wochen (§ 18 Abs. 2 lit. b Ar-
beitslosenversicherungsgesetz) oder länger erschöpft hat. 
 
(4) Die Freigrenze beträgt das Dreifache des jeweils maßgeblichen Betrages 
gemäß Abs. 2, wenn der Arbeitslose bei Eintritt der Arbeitslosigkeit nach 
dem 55. Lebensjahr einen Anspruch auf Arbeitslosengeld für die Dauer von 52 
Wochen oder länger erschöpft und auf die Anwartschaft anrechenbare Zeiten 
(§ 14 Abs. 4 AlVG) von mindestens 240 Monaten oder von 1 040 Wochen nachge-
wiesen hat. Das Gleiche gilt, wenn eine Arbeitslose das 54. Lebensjahr 
vollendet hat und in den letzten 25 Jahren vor Vollendung des 54. Lebens-
jahres mindestens 180 Monate arbeitslosenversicherungspflichtig beschäftigt 
war. 
 
(5) Die im Abs. 3 und 4 genannten höheren Freigrenzen sind jeweils nur an-
zuwenden, wenn das Arbeitsmarktservice dem Arbeitslosen auch unter wei-
testmöglichem Einsatz von Beihilfen keine zumutbare Beschäftigung vermit-
teln konnte. 
 
(6) Wenn der Arbeitslose oder sein Ehepartner (Lebensgefährte bzw. Lebens-
gefährtin) das 50. Lebensjahr vollendet hat und einen Grad der Behinderung 
von mindestens 50 vH aufweist oder eine Pension wegen geminderter Arbeits-



fähigkeit bezieht, so ist in jedem Fall eine Erhöhung der Einkommensgrenzen 
um 50 vH vorzunehmen; der Nachweis der Behinderung hat gemäß § 14 des Be-
hinderteneinstellungsgesetzes, BGBl. Nr. 22/1970, zu erfolgen. 
 
(7) Bei der Anrechnung ist § 5 Abs. 1 erster Satz und Abs. 4 sinngemäß an-
zuwenden. Bei der Anrechnung von Notstandshilfe als Einkommen ist nur die 
niedrigere Notstandshilfe auf die höhere Notstandshilfe anzurechnen. Bei 
der Ermittlung des Einkommens aus einer selbständigen Erwerbstätigkeit - 
ausgenommen einem Einkommen aus einem land(forst)wirtschaftlichen Betrieb - 
ist § 5 Abs. 3 anzuwenden. 
 
(8) Hat der Ehepartner (Lebensgefährte bzw. die Lebensgefährtin) ein 
schwankendes Einkommen, wie zB Akkordverdienste, regelmäßige, aber unglei-
che Überstundenleistungen, so ist der Anrechnung jeweils das durchschnitt-
liche Erwerbseinkommen der letzten drei vollen Monate für den Anspruch auf 
Notstandshilfe für die darauffolgenden 52 Wochen zugrunde zu legen. Zwi-
schenzeitliche Erhöhungen oder Verminderungen des schwankenden Einkommens 
bewirken keine Änderung der zuerkannten Notstandshilfe. Fällt das schwan-
kende Erwerbseinkommen zur Gänze weg, ist der Anspruch auf Notstandshilfe 
neu zu bemessen. 
 
(9) Bei der Anwendung des Abs. 8 ist eine Neubemessung des Anspruches auf 
Notstandshilfe auf Antrag des Leistungsbeziehers auch dann vorzunehmen, 
wenn die Methoden der Entgeltfindung geändert werden, zB Übergang von Ak-
kord- zu Prämienentlohnung, oder durch Neubewertung der Entgeltfindung der 
mittlere Verdienst im Beurteilungszeitraum nach unten absinkt. 
 

§ 7 
 
Der im § 6 Abs. 2 genannte Betrag ist mit Wirkung ab 1. Jänner des Jahres 
2002 und jedes darauf folgenden Jahres mit dem Anpassungsfaktor (§ 108f 
ASVG) des jeweiligen Kalenderjahres zu vervielfachen und kaufmännisch auf 
einen vollen Eurobetrag zu runden. 
 

§ 8 
 
Soweit in dieser Verordnung auf Bestimmungen anderer Bundesgesetze verwie-
sen wird, sind diese in ihrer jeweils geltenden Fassung anzuwenden. 
 

Artikel II 
 
Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Verordnung des Bundesmi-
nisteriums für soziale Verwaltung vom 15. September 1956, BGBl. Nr. 190, 
womit Richtlinien für die Gewährung der Notstandshilfe erlassen werden (9. 
Durchführungsverordnung zum Arbeitslosenversicherungsgesetz) in der Fassung 
der Verordnungen BGBl. Nr. 3/1958, BGBl. Nr. 136/1961, BGBl. Nr. 301/1961 
und BGBl. Nr. 163/1971 außer Kraft. 
 
Die auf Grund der vorstehenden Verordnungen erworbenen Ansprüche bleiben 
gewahrt. 
 

Artikel III 
 
(1) Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1973 in Kraft. 
 
(2) Die §§ 3 lit. a und e, 6 Abs. 3 und 8 sowie 8 in der Fassung der Ver-
ordnung BGBl. Nr. 533/1993 treten mit 1. August 1993 in 
Kraft. 
 
(3) § 6 Abs. 3 und 6 in der Fassung der Verordnung BGBl. Nr. 431/1994 tritt 
mit 1. Juli 1994 in Kraft. 
 



(4) Die §§ 5 bis 7 und der Entfall des § 3 in der Fassung der Verordnung 
BGBl. Nr. 329/1995 treten mit 1. Mai 1995 in Kraft und gelten für Ansprü-
che, deren Anfallstag nach dem 30. April 1995 liegt. Für die übrigen An-
sprüche gelten diese Bestimmungen bis 31. Dezember 1995 weiterhin in der 
Fassung der Verordnung BGBl. Nr. 431/1994 und ab 1. Jänner 1996 in der Fas-
sung der Verordnung BGBl. Nr. 329/1995. 
 
(5) § 6 Abs. 2 bis 5 und § 7 in der Fassung der Verordnung BGBl. II Nr. 
490/2001 treten mit 1. Jänner 2002 in Kraft. 
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